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Erika Wagner 

Energiekosten und Energieabgaben 
Stephan Cejka 

Power Purchase Agreements – eine Lösung für die Zukunft ?
Dominik Kurzmann, Florian Winter
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Daniel Ennöckl 
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Gefahren des Waldes
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Schnell und Aktuell

Legistik: Pfandverordnung für
Einweggetränkeverpackungen veröffentlicht
RdU 2024/2

Ziemlich genau ein Jahr dauert es noch, dann wird ab 1. 1. 2025
auch auf Kunststoffgetränkeflaschen und -dosen ein Einwegpfand
eingehoben. Die Rechtsgrundlage dafür findet sich bereits seit der
AWG-Nov BGBl I 2021/200 in § 14c AWG 2002. Mit V BGBl II
2023/284 wurden nunmehr die näheren Details für dieses Einweg-
pfand festgelegt: Grundsätzlich gilt für sämtliche Getränkearten
(mit Ausnahme von Milch und Milchmischgetränken) ein Pfand
in Höhe von 25 Cent, welches von den Erstinverkehrsetzer:innen
beim Verkauf einzuheben ist. Korrespondierend dazu – wie auch
beim bestehenden Mehrwegflaschenpfandsystem – sind Letztver-
treiber:innen zur Rücknahme der Leergebinde verpflichtet. Für
diese entfällt durch eine Nov der VerpackungsV die Verpflichtung
zur Teilnahme an einem Sammel- und Verwertungssystem für
bepfandete Einweggebinde.

Finanziert werden soll dieses System, welches durch eine ge-
meinsame zentrale Stelle organisiert werden soll, durch den sog
„Pfandschlupf “, also bezahltes Pfand, welches durch nicht re-
tournierte Pfandgebinde gleichsam „übrigbleibt“.1
RA Dr. PETER SANDER LL.M./MBA, Partner bei Niederhuber & Partner
Rechtsanwälte.
RA Mag. MARTIN NIEDERHUBER, Partner bei Niederhuber & Partner
Rechtsanwälte.

Legistik: Vorfahrt für E-Mobilitätsinfrastruktur
RdU 2024/3

Bereits ab 13. 4. 2024 gelten die Vorgaben der VO über den Aufbau
der Infrastruktur für alternative Kraftstoffe (VO [EU] 2023/1804).
Kern dieser VO ist eine Verpflichtung für die EU-MS, eine ausrei-
chende Ladeinfrastruktur für elektrisch betriebene Pkw und Lkw
insb imTEN-V-Straßennetz zu gewährleisten (zB für Pkw längstens
alle 60 km eine Ladestation). Auchwerden dieMSdazu verpflichtet,
kontaktloses Zahlen bei diesen Ladestationen zu ermöglichen.

Auch welche Daten durch Betreiber:innen von Ladestationen
oder Wasserstoff-Tankstellen bereitzustellen sind, wird nunmehr
auf europäischer Ebene vorgegeben. Weiters müssen die MS si-
cherstellen, dass Stromtanken, ohne sich zuvor bei einem Betrei-
ber/Anbieter zu registrieren, bei öffentlichen Ladestationenmög-
lich ist. Als Umsetzungszeitraum sieht die VO mehrere Etappen
über 2025 bis 2030 bzw 2035 vor.1
RA Dr. PETER SANDER LL.M./MBA, Partner bei Niederhuber & Partner
Rechtsanwälte.
RA Mag. MARTIN NIEDERHUBER, Partner bei Niederhuber & Partner
Rechtsanwälte.

Legistik: Nochmals RED III
RdU 2024/4

Bereits in Heft 6/2023 RdU1 wurde in der Rubrik Schnell und Ak-
tuell über die am 31. 10. 2023 bereits im ABl verlautbare RED III
kurz berichtet. In einer fünfteiligen Mini-Serie erläutert Florian
Stangl auf Umweltrechtsblog.at ein klein wenig detaillierter die

neuen 2030-Ziele einschließlich der sektoralen Spezialziele, die
Bestimmungen über die Verfahrensbeschleunigungselemente so-
wie die zu erwartenden Auswirkungen der RL-Bestimmungen auf
die Raumplanung in Österreich und erklärt, auch warum es bei
Interessenabwägungen, „in dubio pro Projekt“ heißt.2
RA Dr. PETER SANDER LL.M./MBA, Partner bei Niederhuber & Partner
Rechtsanwälte.
RA Mag. MARTIN NIEDERHUBER, Partner bei Niederhuber & Partner
Rechtsanwälte.

Judikatur: Nachbarrecht ist kein abstraktes Recht
RdU 2024/5

Mit Beschluss v 11. 7. 2023 (Ra 2022/07/022) hat der VwGH die
Anforderungen an den Präzisionsgrad von Revisionspunkten
iZm einem UVP-Feststellungsverfahren weiter nachgeschärft.
Im konkreten Sachverhalt bekämpften Nachbarn die Feststellung
der zuständigen UVP-Beh, dass ein Vorhaben keiner UVP unter-
liegt, über das BVwG bis hin zum VwGH. In der Revisionsschrift
führten die Anrainer jedoch lediglich an, dass sie „Nachbarn des
Vorhabens“ seien und sich in ihrem Recht verletzt erachtet sehen,
„dass ein UVP-pflichtiges Vorhaben einer Umweltverträglichkeits-
prüfung unterzogen wird“. Nicht ausgeführt wurde ganz offen-
kundig, in welchem konkreten subjektiv-öffentlichen Recht sich
die revisionswerbenden Nachbarn als verletzt erachtet ansahen.
Dies veranlasste den VwGH zu dem Hinweis auf seine eigene
Rspr, wonach bei der Prüfung des angef Erk bzw Beschl dem
Revisionspunkt entscheidende Bedeutung zukommt, weil das
Höchstgericht gem § 41 Abs 1 VwGG nicht zu prüfen hat, ob
irgendein subjektives Recht des RevWerbers, sondern nur, ob
jenes verletzt wurde, dessen Verletzung er behauptet.

Im Ergebnis bedeutet dies, dass pauschale Behauptungen ei-
ner Verletzung in subjektiv-öffentlichen Rechten (fallkonkret:
„Wahrung ihrer Nachbarrechte im UVP-G und der UVP-RL“)
ebenso wenig ein ausreichendes Vorbringen in einer Rev darstel-
len, wie auch einer revisionswerbenden Partei kein abstraktes
Recht auf eine „ordnungsgemäße, alle Schutzgüter umfassende
Einzelfallprüfung“ oder auf eine „ordnungsgemäße Kumulations-
prüfung“ zusteht. Wird dies bei der Formulierung der Revisions-
punkte und somit bei der Festlegung des Prozessgegenstands vor
dem Höchstgericht nicht ausreichend beachtet, dann wird die
Rev daher vom VwGH auch gar nicht behandelt.
RA Dr. PETER SANDER LL.M./MBA, Partner bei Niederhuber & Partner
Rechtsanwälte.
RA Mag. MARTIN NIEDERHUBER, Partner bei Niederhuber & Partner
Rechtsanwälte.

1 Umweltrechtsblog.at v 5. 12. 2023, Habemus Pfandverordnung für Einweg-
getränkeverpackungen (Fliedl).

1 Umweltrechtsblog.at v 5. 12. 2023, Neue EU-Vorgaben für E-Mobilität
(Bruckner).

1 RdU 2023/125–127, 223.
2 Umweltrechtsblog.at v 5. 12. 2023, RED III Spezial (Stangl).
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